Deutscher Bundestag 
11 . Wahlperiode 


Drucksache 11/4140 


08. 03. 89 


Sachgebiet 61 1 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Steuerrechtliche Behandlung von Entschädigungszahlungen für HlV-infizierte 
Hämophile 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf sicher- 
zustellen, daß 

1. Leistungen nach der Vereinbarung zwischen der Deutschen 
Hämophilie-Gesellschaft e.V, und den Versicherungsunter- 
nehmen der Pharmaindustrie zur Entschädigung für die HIV- 
Infektion Hämophiler nicht besteuert werden, soweit die Ent- 
schädigungsleistungen nicht ausdrücklich als Ersatz für ent- 
gangene Einnahmen gezahlt werden; 

2. bei der Ermittlung von Einkommen und Vermögen nach ande- 
ren Gesetzen, insbesondere dem Bundessoziälhilfegesetz vom 
30. Juni 1961 (BGBl. I S. 815, 1875), dem Arbeitsförderungsge- 
setz vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S. 582) und dem Gesetz für 
Jugendwohlfahrt in der Verfassung der Bekanntmachung vom 
11. August 1961 (BGBl. I S. 1205, 1875) in ihrer jeweils gelten- 
den Fassung, Leistungen nach der Vereinbarung zwischen der 
Deutschen Hämophilie-Gesellschaft e.V. und den Versiche- 
rungsunternehmen der Pharmaindustrie zur Entschädigung für 
die HlV-Infektion Hämophiler außer Betracht bleiben. 

Bonn, den 8. März 1989 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Ca. 1 100 bis 1 200 Hämophile wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland durch mit dem HI- Virus verunreinigte Faktor- VIII- 
oder Faktor-XI-Präparate infiziert. Nach langwierigen Verhand- 
lungen mit den Versicherungsunternehmen der Pharmaindustrie 
gelang es der Deutschen Hämophilie-Gesellschaft e. V., Entschä- 
digungsleistungen für HlV-infizierte Hämophile durchzusetzen. 

Nach geltendem Recht sind Entschädigungen steuerpflichtig, die 
als Ersatz für entgangene oder entgehende Einnahmen gewährt 
werden, die ihrerseits steuerpflichtig wären. Derartige Entschädi- 
gungen können unter der Voraussetzung des § 34 EStG mit dem 
halben durchschnittlichen Steuersatz versteuert werden. 

Die an die HlV-infizierten Hämophilen gezahlten Entschädigun- 
gen werden jedoch vor allem als Schmerzensgeld, für höhere 
Arzneimittelkosten und wegen der Beeinträchtigung sozialer 
Kontakte gezahlt. Sie sind insoweit bereits nach geltendem Recht 
steuerfrei. 

Im Hinblick auf die besondere Situation der HlV-infizierten 
Hämophilen fordert der Deutsche Bundestag die Finanzverwal- 
tung auf, auf kleinliche Abgrenzungen im Einzelfall zu verzichten 
und die Entschädigungen, soweit sie nicht ausdrücklich als Ersatz 
für entgangene oder entgehende Einnahmen gezahlt werden, 
steuerfrei zu belassen. 

Ebenso kann im Hinblick auf die besondere Situation der HIV- 
infizierten Hämophilen bei der Ermittlung von Einkommen und 
Vermögen nach anderen Gesetzen, wie dem Bundessozialhilfege- 
setz, dem Arbeitsförderungsgesetz und dem Gesetz für Jugend- 
wohlfahrt, eine Anrechnung der gezahlten Entschädigungen 
nicht in Betracht kommen. 

Ebenso wie bei der Zahlung von Leistungen aus der „Stiftung für 
das behinderte Kind" sind die gezahlten Entschädigungen in 
diesen Fällen nicht als Einkommen und Vermögen zu werten. 
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